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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage l übersende iclt den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes 
über den gewerblichen Binnenschiffsverkehr 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 85. Sitzung am 23. Mai 1952 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf die sidi aus der Anlage 2 ergebenden Änderungen vorzu- 
schlagen, im übrigen gegen den Entwurf keine Einwendungen zu 
erheben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Federführend ist der Herr Bundesminister für Verkehr. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


brück: Bonner Üniversltäts-Buchdruckerei Geor. Scheur, Bonn 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über den gewerblichen Binnenschiffsverkehr 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Verteilung von Fracht- und Schleppgut; 

V erkehrsvereinbarungen 
in der Fahrgastschiffahrt 

§ 1 

(1) Vereinbarungen zwischen Schiffahrt- 
treibenden untereinander, zwischen Schiff- 
fahrttreibenden und Schiffahrtverbänden so- 
wie zwischen Schiffahrtverbänden über die 
Verteilung von Fracht- und Schleppgut, das 
ganz oder streckenweise auf Bundeswasser- 
straßen befördert werden soll, bedürfen der 
Genehmigung der Wasser- und Schiffahrts- 
direktion. Ausgenommen hiervon sind Ver- 
einbarungen, die die Verteilung von Fracht- 
und Sdüeppgut zur Beförderung innerhalb 
von Häfen zum Gegenstand haben. Die Ge- 
nehmigung ist nur zu versagen, wenn Gründe 
der Verkehrspolitik es erfordern oder wenn 
die Vereinbarungen den Wettbewerb in un- 
angemessener Weise cinschränken würden. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für Verein- 
barungen über den Verkehr der Fahrgast- 
schiffe. 

(3) Die §§ 1 bis 14 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen vom 
(Bundesgesetzbl. I S. ) sind nicht anzu- 
wenden. 

§ 2 

(1) Die Genehmigung nach § 1 Abs. 1 und 
2 soll in der Regel nicht für einen längeren 
Zeitraum als drei Jahre erteilt werden; sie 
kann auf Antrag jeweils um den gleichen 
Zeitraum verlängert werden. 

(2) Die Genehmigung kann von der Was- 
ser- und Schiffahrtsdirektion widerrufen 
werden, 


1. soweit sie durch rechtswidrige Einwir- 
kung, wie arglistige Täuschung oder Dro- 
hung, durch den Antragsteller oder einen 
anderen herbeigeführt worden ist oder 

2. wenn die an Vereinbarungen nach § 1 
Abs. 1 und 2 Beteiligten Geschäftsbedin- 
gungen anwenden, die einen Mißbrauch 
der Genehmigung darstellen. 

§ 3 

(1) Soweit Notstände in der Binnenschiff- 
fahrt nicht durch Vereinbarungen nach § 1 
Abs. 1 vermieden oder behoben werden kön- 
nen, wird der Bundesminister für Verkehr 
ermächtigt, die Verteilung von Fracht- und 
Sclileppgut, das ganz oder streckenweise auf 
Bundeswasserstraßen befördert werden soll, 
durch Rechtsverordnung zu regeln. Er kann 
diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung 
auf die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
übertragen. 

(2) Die Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
sollen sich zur Vorbereitung ihrer Aufgaben 
nach den Absätzen 1 und 2 und zu ihrer 
Durchführung, soweit sie nicht hoheitlicher 
Art ist, der Selbstverwaltungseinrichtungen 
des Binnenschiffahrtsgewerbes bedienen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für 
die Verteilung von Fracht- und Schleppgut, 
das lediglich innerhalb von Häfen befördert 
werden soll. 

§ 4 

Ein Notstand im Sinne des § 3 ist gegeben, 

I. wenn für die Binnenschiffahrt des Bun- 
desgebiets, eines Stromgebiets oder eines 
Teiles eines Stromgebiets bei außerge- 
wöhnlichem Ladungsmangel ohne eine 
angemessene Verteilung des Ladungsguts 
nachhaltige wirtschaftliche Schäden bei 
einem erheblichen Teil des gesamten oder 
einzelner Zweige des Schiffahrtgewerbes 
eintreten würden oder 
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2. wenn die Privatschiffer des Bundesgebiets, 
eines Stromgebiets oder eines Teiles eines 
Stromgebiets am Verkehrsaufkommen 
mit SAiffsraum oder SAleppkraft niAt 
angemessen beteiligt werden. 

§ 3 

(1) § 3 ist auf die Beförderung von eigenen 
Gütern für eigene Zwecke des Unternehmens 
mit eigenen Schiffen (Werkverkehr) niAt 
anzuwenden. 

(2) Betreibt ein Schiffseigner neben dem 
Werkverkehr SAiffahrt zu gewerbliAen 
Zwecken, so wird im Rahmen dieses Geset- 
zes der gesamte SAiffahrtsbetrieb als gewerb- 
liAe SAiffahrt angesehen. 

§ 6 

(1) ÖrtliA zuständig ist 

1. in den Fällen der §§ 1, 2 diejenige Was- 
ser- und SAiffahrtsdirektion, in deren 
Bezirk mindestens einer der an der Ver- 
einbarung Beteiligten seinen Sitz, seinen 
Wohnsitz oder in Ermangelung eines 
Wohnsitzes seinen dauernden Aufenthalt 
hat, 

2. in den Fällen des § 3 diejenige Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion, in deren Bezirk der 
Notstand auftritt. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr kann 
die den Wasser- und SAiffahrtsdirektionen 
naA den §§ 1 bis 3 obliegenden Aufgaben 
einer Wasser- und Schiffahrtsdirektion für 
den Bezirk mehrerer Wasser- und SAiffahrts- 
direktionen zuweisen. 


§ 7 

(1) Gegen die EntsAeidung einer Wasser- 
und SAiffahrtsdirektion naA § 1, § 2 Abs. 
2 ist die VerwaltungsbesAwerde an den Bun- 
desminister für Verkehr zulässig. Sie ist in- 
nerhalb eines Monats naA Bekanntgabe der 
EntsAeidung bei der Wasser- und SAiffahrts- 
direktion cinzulegen. Diese kann der Be- 
sAwerde abhelfen. Die Frist ist auch ge- 
wahrt, wenn die Beschwerde beim Bundes- 
minister für Verkehr eingelegt ist. 

(2) Soweit in Rechtsvorschriften der Ein- 
spruA als Voraussetzung der Klage beim 
Verwaltungsgericht vorgesehen ist, tritt an 
seine Stelle die VerwaltungsbesAwerde. 


§ 8 

(1) Vor Erlaß einer ReAtsverordnung naA 
§ 3 Abs. 1 Satz 1 hat der Bundesminister für 
Verkehr die Verbände der beteiligten Bln- 
nensAiffahrt sowie die Gev/erksAaften zu 
hören. 

(2) Sofern der Bundesminister für Verkehr 
nach 5 3 Abs. 1 Satz 2 die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen ermächtigt, wird bei diesen 
ein Beirat gebildet. 

§ 9 

(1) Der Beirat hat die Aufgabe, die Was- 
ser- und Schiffahrtsdirektion vor Erlaß einer 
ReAtsverordnung zu beraten. 

(2) Der Beirat besteht aus 

1. je seAs Vertretern der Reedereien und 
der Privatschiffer und 

2. einem Vertreter der Gewerkschaften. 

(3) Die Vertreter der Reedereien und der 
PrivatsAiffer werden von den Verbänden 
der BinnensAiffahrt, der Vertreter der Ge- 
werkschaften von diesen vorgeschlagen und 
durch den Bundesminister für Verkehr für 
die Dauer von drei Jahren berufen; sie kön- 
nen durch ihn vor Ablauf dieser Zeit unter 
den in der Geschäftsordnung (Absatz 5) fest- 
gelegten Voraussetzungen abberufen werden. 
Sie sind niAt an Weisungen gebunden. 

(4) Die Mitglieder des Beirats sind ehren- 
anitliA tätig. 

(5) Der Beirat gibt sich eine GesAäftsord- 
nung, die der Genehmigung der Wasser- und 
SAiffahrtsdirektion bedarf. Die GesAäfts- 
ordnung kann vorsehen, daß an den Sitzun- 
gen des Beirats Vertreter der SAiffahrtsspe- 
diteure (BefraAter) ohne StimmreAt teil- 
nehmen. 


§ 10 

Wenn mindestens sechs Mitglieder des Bei- 
rats es verlangen, hat die Wasser- und SAiff- 
fahrtsdirektion die von ihr beabsiAtigte 
Rechtsverordnung unverzügliA dem Bundes- 
minister für Verkehr vorzulegen. Die Was- 
ser- und SAiffahrtsdirektion entsAeidet als- 
dann nach seinen Weisungen. § 8 Abs. 1 gilt 
cntspreAend. 
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ZWEITER ABSCHNITT 
Schifferbetriebsverbände 

(1) Für das Stromgebiet des Rheins, der 
Oberelbe und der Unterelbe wird je ein 
Schifferbetriebsverband (Verband) errichtet. 

(2) Als Stromgebiet des Rheins gilt die 
deutsche Rheinstrecke mit ihren Nebenflüs- 
sen und dem Spoykanal. 

(3) Als Stromgebiet der Oberelbe gilt die 
Elbe bis Hamburg einschließlich mit ihren 
natürlichen und künstlichen Nebenwasser- 
straßen einschließlich der Wasserstraßen bis 
Travemünde. 

(4) Als Stromgebiet der Unterelbe gilt die 
Elbe unterhalb Hamburgs mit ihren natürli- 
chen und künstlidien Nebenwasserstraßen, 
die Eider, der Nord-Ostseekanal und der 
Kieler Hafen bis einschließlich Laboe. 

§ 12 

Der Verband faßt die Privatsdiiffer zu 
dem Zweck zusammen, um in seinem Bereich 
die mit diesem Gesetz erstrebte Ordnung im 
gewerblichen Binnenschiffsverkehr zu ge- 
währleisten. Er ist Körperschaft des öffent- 
lichen Rechts und untersteht der Aufsicht des 
Bundesministers für Verkehr. Dieser kann 
die Aufsicht einer Wasser- und Schiffahrts- 
direktion übertragen. 

§ 13 

Mitglieder des Verbandes sind diejenigen 
deutschen Schiffseigner oder Ausrüster (§5 U 
2 des Gesetzes betreffend die privatrechtli- 
chen Verhältnisse der Binnenschiffahrt, in 
der Fassung vom 20. Mai 1898, Reichsgesetz- 
bl. S. 868), die in der Regel mit nicht mehr 
als drei Binnenschiffen (Kähnen, Schleppern, 
Selbstfahrern), deren Heimatort im Stromge- 
biet liegt, gewerblich Güter für andere beför- 
dern und deren Gewerbebetrieb dem eines 
Kleinschiffers entspricht. 

§ 14 

(1) Schiffseigner oder Ausrüster, deren 
Schiffe überwiegend in der Hamburger Ha- 
fenschiffahrt beschäftigt sind, sind nicht Mit- 
glieder des Verbandes. 

(2) Schiffseigner, deren wirtschaftliche Exi- 
stenz durch die Mitgliedschaft bei einer Ge- 
nossenschaft oder auf Grund eines sonstigen 


langfristigen Vertragsverhältnisses gesichert 
ist, sind für die Dauer der Mitgliedschaft 
oder des Vertragsverhältnisses von den 
Pflichten befreit, die den Mitgliedern des 
Verbandes aus Beschlüssen und Verfügungen 
nach § 18 Abs. 1 erwachsen. Ihr Anspruch 
auf Berücksichtigung bei der Verteilung von 
Fracht- und Schleppgut durch den Verband 
ruht. Sie wirken bei der Beschlußfassung des 
Verbandes in Angelegenheiten des § 18 Abs. 
1 nicht mit. 

(3) In Zweifelsfällen entscheidet die Auf- 
sichtsbehörde über die Mitgliedschaft sowie 
über die Befreiung eines Mitgliedes von den 
Pflichten gemäß Absatz 2. 

§ 13 

(1) Die Verfassung und die Verwaltung 
des Verbandes werden durch die Satzung ge- 
regelt. Die Satzung und ihre Änderungen 
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Zustim- 
mung der Mehrheit der Mitgliederversamm- 
lung, der Genehmigung der Aufsichtsbehör- 
de sowie der Veröffentlichung im Verkehrs- 
blatt — Amtsblatt des Bundesministers für 
Verkehr der Bundesrepublik Deutschland — . 

(2) Die Satzung muß Bestimmung treffen 
über 

1. Namen und Sitz des Verbandes, 

2. die Gegenstände, über die die Mitglie- 
derversammlung zu besdiließen hat, so- 
wie die Voraussetzungen und die Form 
ihrer Einberufung und die Vertretung der 
Mitglieder in der Versammlung, 

3. die Wahl des Vorsitzenden und seines 
Stellvertreters, 

4. die Zusammensetzung und die Befugnisse 
der übrigen Organe, die Vertretung des 
Verbandes und die Geschäftsführung, 

5. die Form der Bekanntmachungen des 
Verbandes, 

6. die Aufstellung des Haushaltsplans, die 
Prüfung und Abnahme der Jahresrech- 
nung, 

7. die Erhebung von Beiträgen und Umla- 
gen sowie die Voraussetzungen, unter 
denen der Verband ihre Einziehung ge- 
mäß § 17 beantragen kann. 

§ 16 

(1) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter 
bedürfen der Bestätigung durch die Aufsichts- 
behörde. 
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(2) Der Vorsitzende hat den Haushaltsplan 
vor Beginn eines jeden Rechnungsjahres der 
Aufsichtsbehörde zur Genehmigung vorzule- 
gen. 

§ 17 

Mitgliedsbeiträge, sonstige Beiträge zur 
Unterhaltung der Einrichtungen des Verban- 
des sowie Umlagen werden auf Antrag des 
Verbandes nach den Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnung beigetrieben. 

§ 18 

(1) Der Verband kann nach Maßgabe der 
Satzung 

1. Verträge schließen, 

2. durch Beschluß die Verteilung des Fracht- 
und Schieppgutes unter seinen Mitglie- 
dern regeln, 

3. Verfügungen für die Einteilung und Be- 
wegung der Fahrzeuge seiner Mitglieder 
treffen und die Durchführung dieser Ver- 
fügungen auf Kosten des Mitgliedes selbst 
bewirken oder bewirken lassen, sofern 
dies die Umstände im Einzelfall erfordern 
und rechtfertigen. 

(2) Dem Verbände ist eine auf Erwerb ge- 
richtete Tätigkeit, insbesondere als Reeder, 
Befrachter oder Spediteur, nicht gestattet. 

(3) Beschlüsse nach Absatz 1 Nr. 2 sowie 
ihre Änderung oder Aufhebung unterliegen 
der Genehmigung durch die Aufsichtsbe- 
hörde. 

§ 19 

(1) Den Mitgliedern des Verbandes steht 
gegen Verfügungen des Verbandes die Ver- 
waltungsbeschwerde an die Aufsichtsbehörde 
zu. Sie ist innerhalb eines Monats nach Be- 
kanntgabe der Verfügung bei der Aufsichts- 
behörde einzulegen und hat keine aufschie- 
bende Wirkung. Die Frist ist auch gewahrt, 
wenn die Beschwerde bei dem Verbände ein- 
gelegt ist. 

(2) Soweit in Rechtsvorschriften der Ein- 
spruch als Voraussetzung der Klage beim 
Verwaltungsgericht vorgesehen ist, tritt an 
seine Stelle die Verwaltungsbeschwerde. 

§ 20 

(1) Der Verband kann nur durch den Bun- 
desminister für Verkehr aufgelöst werden. 


(2) Wird der Verband aufgelöst, so muß 
eine Abwicklung stattfinden. Die Vorschrif- 
ten der §§ 48 bis 53 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches sind entsprechend anzuwenden. 

DRITTER ABSCHNITT 
Frachtenbildung 

§ 21 

Die Entgelte für Verkehrsleistungen der 
Schiffahrt und Flößerei auf Bundeswasser- 
straßen, Im Falle einer durchgehenden Be- 
förderung auch auf den mit diesen zusam- 
menhängenden deutschen Wasserstraßen ein- 
schließlich der Häfen (Transportsätze, Schiffs- 
anteilfrachten, Schlepplöhne, Schiffsmieten, 
Vergütungen für sonstige mit der Schiffs- 
beförderung unmittelbar zusammenhängende 
Nebenleistungen) werden durch Frachtenaus- 
schüsse der Binnenschiffahrt festgesetzt. Sie 
sind Festentgelte, soweit nicht der Bundes- 
minister für Verkehr im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft Höchst- 
oder Mindestentgelte oder beides zuläßt. 

§ 22 

Frachtenausschüsse werden durch Rechts- 
verordnung des Bundesministers für Ver- 
Jcehr errichtet. In der Rechtsverordnung Ist 
ihre gebietliche Zuständigkeit zu bestimmen. 

§ 23 

(1) Für Entgelte für Verkehrsleistungen, 
die über den Bereich eines Frachtenausschus- 
ses hinausgehen, ist der Frachtenausschuß zu- 
ständig, in dessen Bereich das Schiff beladen 
wird, soweit nicht der Bundesminister für 
Verkehr etwas anderes bestimmt. 

(2) Die Frachtenausschüsse sind nicht zu- 
ständig für die Tarife der Fahrgastschiffahrt, 
des Bundesschleppbetriebes sowie des Schlepp- 
betriebes auf dem Elbe-Lübeck-Kanal. 

§ 24 

(1) Die Frachtenausschüsse unterstehen der 
Aufsicht des Bundesministers für Verkehr. 
Dieser kann die Aufsicht auf die Wasser- 
und Schiffahrtsdirektionen übertragen. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann zu den 
Sitzungen der Frachtenausschüsse einen Ver- 
treter entsenden. 



§ 25 

(1) Die Frachtenausschüsse setzen sich zu- 
sammen aus der gleichen Anzahl von Ver- 
tretern der Schiffahrt (Reederei- und Privat- 
schiffahrt) und der verladenden Wirtschaft. 
Die Mitglieder der Frachtenausschüsse üben 
ihr Amt nicht als Interessenvertreter von Be- 
rufsgruppen, sondern auf Grund eigener Ver- 
antwortung aus. Sie sind ehrenamtlich tätig. 

(2) Die Vertreter der Schiffahrt werden 
auf Vorschlag der beteiligten Verbände der 
Binnenschiffahrt, die Vertreter der verladen- 
den Wirtschaft auf Vorschlag der beteiligten 
Industrie- und Handelskammern von der 
Aufsichtsbehörde für die Dauer von drei Jah- 
ren berufen; das gleiche gilt für ihre Stell- 
vertreter. Die Mitglieder und ihre Stellver- 
treter können vor Ablauf dieser Zeit unter 
den in der Geschäftsordnung (§ 26) vorge- 
sehenen Voraussetzungen durch die Auf- 
sichtsbehörde abberufen werden. Beim Aus- 
scheiden eines Mitgliedes oder eines Stell- 
vertreters wird sein Nadifolger für den Rest 
der Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglie- 
des oder Stellvertreters berufen. 

(3) Die Frachtenaitsschüsse wählen einen 
Vorsitzenden aus dem Kreis ihrer Mitglieder. 

§ 26 

(1) Die Frachtenausschüsse geben sich eine 
Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung be- 
darf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(2) Die Geschäftsordnung kann vorsehen, 
daß an den Sitzungen der Frachtenausschüsse 
Vertreter der Schiffahrtsspediteure (Befrach- 
ter) ohne Stimmrecht teilnehmen. 

§ 27 

(1) Die Frachtenausschüssc können mit Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörde 

1. Fraditenkommissionen für Tages- 
geschäfte, 

2. Bezirksausschüsse, 

3. gemeinsame Ausschüsse, 

4. Fachausschüsse 

bilden. Für die Ausschüsse zu Nr. 2 bis 4 
gilt § 24 Abs. 2 entsprechend. 

(2) Die Frachtenkommissionen für Tages- 
geschäfte sind nach Maßgabe der Geschäfts- 
ordnung befugt, Entgelte für Verkehrslei- 
stungen (§ 21) bis zur BeschlufU'assung durch 


den Frachtenausschuß festzusetzen. Sie haben 
ihre Festsetzungen unverzüglich dem Frach- 
tenausschuß vorzulegen. 

(3) Die Bezirksausschüsse und gemeinsa- 
men Ausschüsse können nach Maßgabe der 
Geschäftsordnung selbständige Festsetzungs- 
befugnisse erhalten (ermächtigte Unteraus- 
schüsse). In diesem Falle sind die §§ 24 Abs. 1, 
25 Abs. 1 entsprechend anzuwenden. Soweit 
die Mitglieder der Bezirksausschüsse nicht 
Mitglieder der Frachtenausschüsse sind, gilt 
ferner § 25 Abs. 2 sinngemäß; sie können je- 
doch auch für eine kürzere Dauer als drei 
Jahre berufen werden. In die gemeinsamen 
Ausschüsse können nur Mitglieder der 
Frachtenausschüsse entsandt werden. 

(4) Die Fachausschüsse können Ent- 
gelte für Verkehrsleistungen nicht festsetzen. 

§ 28 

(1) Beschlüsse der Frachtenausschüsse und 
der ermäditigten Unterausschüsse, die Ent- 
gelte für Verkehrsleistungen festsetzen, be- 
dürfen der Genehmigung durch den Bundes- 
minister für Verkehr. Er entscheidet im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr kann 
die Befugnis nach Absatz 1 auf die Wasser- 
und Schiff ahrtsdircktionen übertragen. Ihre 
Entscheidungen bedürfen der Zustimmung 
des Bundesministers für Wirtschaft. 

§ 29 

(1) Der Bundesminister für Verkehr erläßt 
die genehmigten Beschlüsse der Frachtenaus- 
schüsse und der ermächtigten Unterausschüsse 
als Rechtsverordnungen. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr kann 
aus dringenden Gründen der allgemeinen 
Verkehrspolitik die Rechtsverordnungen auf- 
heben; er bedarf hierzu des Einvernehmens 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft. 

§ 30 

Der Bundesminister für Verkehr kann 
durch Rechtsverordnung an Stelle der Frach- 
tenausschüssc oder der ermächtigten Unter- 
ausschüsse Entgelte für Verkehrsleistungen 
festsetzen, wenn dringende Gründe der all- 
gemeinen Verkehrspolink cs erfordern oder 
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wenn ein Frachtenausschuß oder ein ermach' 
tigter Unterausschuß ein Entgelt nicht be- 
schließt; er bedarf hierzu des Einvernehmens 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft, 

§ 31 

Werden in einem Vertrage für Verkehrs- 
leistungen Entgelte vereinbart, die von den 
auf Grund dieses Gesetzes festgesetzten ab- 
weichen, so wird die rechtliche Wirksam- 
keit des Vertrages nicht berührt. In diesen 
Fällen wird das festgesetzte Entgelt ge- 
schuldet. 

VIERTER ABSCHNITT 
Frachtenausgleich 

§ 32 

(1) Zur Sicherung volkswirtschaftlich ange- 
messener Entgelte für Verkehrsleistungen 
und zur Vermeidung verkehrswirtschaft- 
licher Schäden in der Binnenschiffahrt kann 
der Bundesminister für Verkehr nadi Anhö- 
rung der Verbände der beteiligten Scliiff- 
fahrt im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft durch Rechtsverord- 
nung einen Fraclitcnausgleich anordnen. Er 
bestimmt in diesem Falle den Kreis der 
Schiffahrttreibenden, die zu der Ausgleichs- 
abgabe heranzuziehen sind, die erhebende 
Stelle, die Höhe der Abgabe und das Erge- 
bungsverfahren, Er bestimmt in gleicher 
Weise die Bereclitigten, an die Ausgleichs- 
zahlungen zu leisten sind, die Bemessung der 
Leistungen sowie das Auszahlungsverfahren. 
Die Berechtigten erhalten einen Rechtsan- 
spruch auf die Ausgleichszahlungen. 

(2) Vor Anordnung eines Frachtenaus- 
gleichs zu Gunsten von Frachtsdiuldnern ist 
außer den in Absatz 1 genannten Verbänden 
die Deutsche Bundesbahn zu hören. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Mitwirkung der Lander 

§ 33 

(1) Anordnungen nach § 6 Abs. 2 und 
Rechtsverordnungen nach den §§ 22, 32 er- 
läßt der Bundesminister für Verkehr im Be- 
nehmen mit den beteiligten Ländern. 

(2) Die obersten Verkehrsbehörden der 
jeweils beteiligten Länder sind befugt, Ver- 
treter zu den Sitzungen der Frachtenaus- 
schüsse und der ermächtigten Unterausschüsse 
zu entsenden. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Ahndung von Zuwiderhandlungen 

§ 34 

Eine Zuwiderhandlung im Sinne des § 18 
des Wirtschaftsstrafgesetzes In der Fassung 
vom 25. März 1952 (Bundcsgesetzbl. I S. 189) 
begeht, wer den nach den §§ 29, 30 erlasse- 
nen Verordnungen des Bundesministers für 
Verkehr zuwiderhandelt, soweit diese aus- 
drücklich auf § 18 des Wirtschaftsstrafgesetzes 
verweisen. 

§ 35 

(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, wer 

1. vorsätzlich unrichtige oder unvollständige 
Angaben tatsädilicher Art macht oder be- 
nutzt, um für sich oder einen anderen 
eine nach § 1 Abs. 1 oder Abs. 2 erfor- 
derliche Genehmigung zu erschleichen, 

2. sich vorsätzlich über die LInwIrksamkeit 
einer nicht genehmigten Vereinbarung 
nach § 1 Abs. 1 oder Abs. 2 hinwegsetzt, 

3. vorsätzlich oder fahrlässig gegen eine Ver- 
ordnung nach § 3 oder gegen einen Be- 
schluß oder eine Verfügung eines Schiffer- 
betriebsverbandes nach § 18 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 verstölh, sofern die Verordnung, 
der Beschluß oder die Verfügung aus- 
drücklich auf die Bußgeldbestlmmung 
dieses Gesetzes verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

§ 36 

Räumt der Betroffene eine Ordnungs- 
widrigkeit vorbehaltlos ein, so ist die Durch- 
führung einer Unterwerfungsverhandlung 
nadi §67 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten vom 25. März 1952 (Bundesgesetzbl, 

I S. 177) zulässig. 

§ 37 

(i) Bei Zuwiderhandlungen nach den §§34, 
35 ist zuständige Verwaltungsbehörde im 
Sinne des § 73 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten die Wasser- und Schiffahrts- 
direktion. Der Bundesminlster für Verkehr 
kann abweichend von § 51 des Gesetzes über 
Ordnungs Widrigkeiten eine Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion als für den Bereidi meh- 
rerer Wasser- und Schiffahrtsdirektionen zu- 
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ständig erklären. Er hat die hiernach zustän- 
dige Wasser- und Schiffahrtsdirektion öffent- 
lich bekanntzumachen. 

(2) Setzt die nach Absatz 1 zuständige 
Wasser- und Schiffahrtsdirektion eine Geld- 
buße fest oder teilt sie eine Zuwiderhand- 
lung der Staatsanwaltschaft zur zuständigen 
Verfolgung mit, so hat sie unverzüglich die 
nach § 6 zuständige Behörde oder die nach 
den §§ 12, 24 zuständige Aufsichtsbehörde 
zu benachrichtigen. 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 38 

Der Schifferbetriebsverband „Jus et Justi- 
tia“ in Duisburg-Ruhrort, der Schiffer- 
betriebsverband für die Elbe und der Schiffer- 
betriebsverband für die Unterelbe in Ham- 
burg gelten als auf Grund des § 11 errichtet. 
Die drei Verbände haben der Aufsichtsbe- 
hörde innerhalb von sechs Monaten nach In- 
krafttreten des Gesetzes eine neue Satzung 
zur Genehmigung vorzulegen. Bis zur Ge- 
nehmigung der neuen Satzung bleibt die alte 
Satzung in Kraft, soweit ihre Bestimmungen 
nicht gegenstandslos geworden sind. 

§ 39 

Die bestehenden Frachtenausschüsse in 
Duisburg, Dortmund, Bremen, Hamburg, 
Regensburg und der Frachtenausschuß für den 
Tankschiffsverkehr in Beuel gelten als auf 
Grund des § 22 errichtet. Sie haben der Auf- 
sichtsbehörde innerhalb von sechs Monaten 
nach Inkrafttreten des Gesetzes eine neue Ge- 
schäftsordnung zur Genehmigung vorzulegen. 
Bis zur Genehmigung der neuen Geschäfts- 
ordnung bleibt die alte Geschäftsordnung in 
Kraft, soweit ihre Bestimmungen nicht gegen- 
standslos geworden sind. 

§ 40 

Verweisungen auf Vorschriften des Geset- 
zes zur Bekämpfung der Notlage der Binnen- 
schiffahrt vom 16. Juni 1933 (Reichsgesetzbl. 
II S. 317) und seiner Durchführungsverord- 
nungen, die in Gesetzen oder Anordnungen 
enthalten sind, gelten als Verweisungen auf 
diejenigen Vorschriften dieses Gesetzes, durch 
welche die entsprechenden Vorschriften des 
Gesetzes zur Bekämpfung der Notlage der 
Binnenschiffahrt und seiner Durchführungs- 
verordnungen ersetzt worden sind. 


§ 41 

(1) Dieses Gesetz findet im Verkehr von 
und nach dem Ausland keine Anwendung; 
jedoch unterliegen auch in diesem Verkehr 

1. die Mitglieder der Schifferbetriebsver- 
bände den Beschlüssen und Verfügungen 
der Verbände nach § 18, 

2. deutsche Schiffahrttreibende den Rechts- 
verordnungen nach § 32. 

(2) Bestehende völkerrechtliche Vereinba- 
rungen werden durch dieses Gesetz nicht 
berührt. 

§ 42 

Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf 
Beförderungen mit Seeschiffen, bei denen im 
durchgehenden Verkehr die Grenzen der See- 
fahrt im Sinne der Dritten Durchführungs- 
verordnung zum Flaggenrechtsgesetz vom 

3. August 1951 (Bundcsgesetzbl. II S. 155) 
überschritten werden. Der Bundesminister für 
Verkehr kann jedoch durch Rcchtsverord- 
nung bestimmen, daß bei diesen Beförderun- 
gen, soweit sie zwischen deutschen Lade- und 
Löschplätzen ausgeführt werden, Entgelte be- 
rechnet werden, die den Erfordernissen einer 
einheitlichen Verkehrspolitik entsprechen. 

§ 43 

Dieses Gesetz gilt auch für Berlin, sobald 
das Land Berlin gemäß Artikel 87 Abs. 2 
seiner Verfassung die Anwendung dieses Ge- 
setzes beschlossen hat. Mit diesem Zeitpunkt 
gilt der Frachtenausschuß Berlin als auf 
Grund dieses Gesetzes errichtet. 

§ 44 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Am gleichen Tage treten außer Kraft: 

1. das Gesetz betreffend die Errichtung von 
Kleinschifferverbänden vom 19. Mai 1922 
(Reichsgesetzbl. II S. 129), 

2. das Gesetz zur Bekämpfung der Notlage 
der Binnenschiffahrt vom 16. Juni 1933 
(Reichsgesetzbl. II S. 317) nebst den zu 
seiner Durchführung ergangenen Verord- 
nungen mit Ausnahme der Sechsundzwan- 
zigsten und der Achtundzwanzigsten 
Durchführungsverordnung vom 5. Fe- 
bruar und 22. Juli 1938 (Deutscher 
Reichsanzeiger und Preußischer Staatsan- 
zeiger Nr. 33 und Nr. 160), 

3. die Verordnung über die Frachtenbildung 
in der Binnenschiffahrt vom 3. Oktober 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 622). 


8 



Begründung 


Es bedeuten: 

Notlagegesetz = Gesetz zur Bekämpfung 
der Notlage der Binnen- 
sdiiffahrt vom 16, Juni 
1933 (RGBL II S. 317). 


DVO Verordnung zur Durchfüh- 

rung des Gesetzes zur Be- 
kämpfung der Notlage der 
Binnenschiffahrt. 


A. Allgemeines 


Die Notwendigkeit einer gesetzlichen Rege- 
lung des gewerblichen Binnenschiffsverkehrs 
ergibt sich aus der Verschiedenartigkeit der 
Unternehmungsformen und Betriebsgrößen 
und aus der Stellung der Binnenschiffahrt im 
nationalen Verkehrssystem und im interna- 
tionalen Verkehr. 

Träger der Binnenschiffahrt, die im Bundes- 
gebiet heute über einen Güterschiffspark von 
rd. 3,15 Millionen t und 330 000 PS (gegen- 
über 4,9 Millionen t und 220 000 PS im 
Jahre 1939) sowie eine Schleppkraft von 
320 000 PS (gegenüber 383 000 PS im Jahre 
1939) verfügt, sind einige hundert Reede- 
reien und etwa 2 000 Privatschiffer (Parti- 
kuliere). Der Güterschiffsraum beider 
Gruppen verhält sich im Bundesdurchschnitt 
und auf dem Rhein wie 7 (Reeder) zu 5 
(Privatschiffer); im westdeutschen Kanalge- 
biet sind die Reeder, auf der Weser und im 
Stromgebiet der Elbe die Privatschiffer ver- 
hältnismäßig stärker vertreten. Auf der 
Donau fällt der Partikulierschiffsrauni nicht 
ins Gewicht. 

Das Bedürfnis der engen betrieblichen Zu- 
sammenarbeit ist sowohl für die Reedereien 
wie für die Privatschiffer wie für das Zusam- 
menspiel beider Gruppen gegeben. Die ratio- 
nelle Ausnutzung der durch den Krieg in 
ihrer Gesamtheit schwer beeinträchtigten, bei 
den einzelnen Unternehmern und Unterneh- 
mungen unterschiedlidi getroffenen Betriebs- 
mittel ist nur auf der Grundlage entsprechen- 
der Vereinbarungen zwischen den Schiffahrt- 
treibenden möglich. Soweit die Privatschif- 
fer nicht, wie im Bereich der westdeutschen 
Kanäle und der Weser, in reedereimäßig ar- 
beitenden Genossenschaften zusammenge- 
faßt sind, sind besondere Organisationsfor- 
men notwendig, die sich aus den betrieblichen 
Verhältnissen der Schiffahrt ergeben (Schif- 
ferbetriebsverbände). Die Stellung der Bin- 
nenschiffahrt im nationalen Verkehrssystem 
hat sich Im Laufe der vergangenen Jahrzehnte 


gewandelt. Sie hat ihre Stellung als zweiter 
Hauptverkehrsträger des binnenländischen 
Verkehrs für die Massengüter behauptet, ihre 
Entfaltungsmöglichkeiten auf dem freien 
Markt aber verloren. In dem Umfange, in 
dem die Eisenbahngütertarife den Kosten des 
gemischten Bahn/ Wasserweges angeglichen 
wurden, ging der Binnenschiffahrt die Mög- 
lidikeit verloren, in Zeiten der Konjunktur 
den Frachtenausgleich für Mindererlöse in 
verkehrssdiwachen Monaten zu finden. 
Daraus ergab und ergibt sich die Notwendig- 
keit einer stabilen, kostenorientierten Fradi- 
tcnbildung (durch Frachtenausschüsse), die 
durch Maßnahmen besonderer Art (Frachten- 
ausgleiche) gestützt werden muß. 

Diese Entwicklung hat In Deutschland wie In 
den übrigen europäischen Staaten mit ver- 
gleichbaren Verkehrstatbeständen bereits im 
Laufe der letzten Jahrzehnte zu einer gesetz- 
lichen Regelung des gewerblichen Binnen- 
sdiiffsverkchrs geführt. Besonders in den 
Niederlanden, in Frankreich und Belgien Ist 
die Binnenschiffahrt seit langer Zeit weitge- 
hend staatlichem Einfluß unterworfen. Ein 
System staatlicher Verteilung des Frachtgutes, 
behördlich festgesetzte und überwachte best- 
und Margefrachten sowie Maßnahmen für 
den Zusammenschluß der Kleinschiffer sind 
die üblichen Mittel des Ordnungswerkes der 
Binnenschiffahrt in diesen Staaten. 

In Deutschland sind vor allem die Anpas- 
sungsverordnung von 1931 und das Notlage- 
gesetz von 1933 zu nennen, zu dem bis zum 
Jahre 1943 36 Durchführungsverordnungen 
ergangen sind. Die weitere Entwicklung stützt 
sich im wesentlichen auf Anordnungen, die 
von den Besatzungsmächten oder im Einver- 
nehmen mit diesen von den Vorgängern des 
Bundesverkehrsministeriums — der Verwal- 
tung für Verkehr, der Hauptverwaltung der 
Binnenschiffahrt und der Gcneraldirektion 
für Wasserstraßen und Schiffahrt — getrof- 
fen wmrden. Nach dem Übergang der kon- 
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kurrlerenden Gesetzgebungsbefugnis auf den 
Bund gemäß Art. 74 Nr. 21 GG ist es not- 
wendig, das unübersichtlich gewordene Ge- 
setzgebungswerk neu zu fassen und für die 
in organischer Weiterbildung des früheren 
Rechts geschaffenen Tatbestände die gesetz- 
liche Grundlage zu schaffen. Diesem Zweck 
dient das vorliegende Gesetz. Es paßt einer- 


seits die bisherigen Bestimmungen den verän- 
derten staatsrechtlichen Verhältnissen an. 
Andererseits führt es als Neuerung gegen- 
über dem bisherigen Rechtszustand die Ge- 
nehmigungspflicht für gewisse Verträge in 
der Binnenschiffahrt ein und schafft die Mög- 
lichkeit eines Frachtenausgleiches, die bisher 
nur auf Grund des Preisgesetzes gegeben war. 


B. Die einzelnen Bestimmungen 


ERSTER ABSCHNITT 
Verteilung von Fracht- und Schleppgut 
Zu § 1: 

Das Gesetz geht davon aus, daß die Vertei- 
lung des Fracht- und Schleppgutes unter den 
Schiffahrttreibenden, namentlich zwischen 
den beiden großen Gruppen der Reeder und 
Privatschiffer, eine Angelegenheit des Ge- 
werbes selbst ist. Verträge innerhalb der 
Schiffahrt über die Aufteilung der Leistun- 
gen sind von jeher notwendig und üblich ge- 
wesen. Bestimmte Vereinbarungen dieser 
Art werden nunmehr der Genehmigung 
durch die Mittelbehörden der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung unterworfen, um si- 
cherzustellcn, daß ihr Inhalt mit den Grund- 
sätzen der Verkehrspolitik und den Vor- 
schriften der §§ 15 ff. des Kartellgesetzes 
übereinstimmt. Abs. 1 Satz 1 zählt diejenigen 
Personen auf, deren Vereinbarungen der Ge- 
nehmigung bedürfen. Im allgemeinen sind die 
Verteilungsvereinbarungen genehmigungs- 
pflichtig, wenn die Beförderung auch nur 
streckenweise auf Bundeswasserstraßen er- 
folgen soll. Eine Ausnahme gilt nach Abs. 1 
Satz 2 für die Hafenschiffahrt mit Rücksicht 
auf diejenigen Häfen, in deren Bereich Telle 
von Bundeswasserstraßen einbezogen sind. 

Aus den gleichen Gründen wie die Verein- 
barungen ln der Fracht- und Schleppschiff- 
fahrt müssen auch diejenigen der Fahrgast- 
schiffahrt genehmigungspflichtig sein. Im 
Hinblick auf den von Abs. 1 abweichenden 
Inhalt der Vereinbarungen in der Fahrgast- 
schiffahrt sind diese in Abs. 2 besonders er- 
wähnt. 

Die unter § 1 fallenden Vereinbarungen sind 
bis zur Genehmigung schwebend unwirksam; 
wird die Genehmigung versagt, sind sic von 
Anfang an niditig. Auf die Erteilung der 
Genehmigung besteht ein Rechtsanspruch, 


sofern die in Abs. 1 Satz 3 genannten Ver- 
sagungsgründe nicht vorllegcn. Sind diese 
jedoch gegeben, so muß die Genehmigung 
versagt werden. Die vorsätzliche Nichtbe- 
achtung der Unwirksamkeit einer Vereinba- 
rung ist eine Ordnungswidrigkeit nach § 35 
Abs. 1 Nr. 2. 

Die Genehmigung braucht nicht notwendig 
für jede Vereinbarung einzeln erteilt zu 
werden. Sie kann auch einem Schlffahrt- 
treibenden oder einem Schiffahrtverbandc für 
eine bestimmte Gruppe gleichartiger Ver- 
einbarungen, die er innerhalb eines bestimm- 
ten Zeitraumes abschließt, im voraus erteilt 
werden. Dies wird insbesondere bei Verein- 
barungen praktisch werden, die im Geschäfts- 
verkehr der Reedereien täglich Vorkommen 
und keine allgemeine verkehrspolitische Be- 
deutung haben. 

Nadi § 74 Abs. 2 des Kartellgcsetzes finden 
dessen §§ 1 bis 14 auf die dort genannten 
Vereinbarungen keine Anwendung. Die 
gleiche Vorsdirlft wiederholt Abs. 3 für den 
Bereich des vorliegenden Gesetzes. Über § 1 
inhaltlich hinausgehende Vereinbarungen 
unterliegen in vollem Umfange den Vor- 
schriften des Kartcllgesetzcs. 

Zu § 2: 

Entsprechend den Grundgedanken des § 7 
Kart. Ges. setzt die Vorschrift eine zeitliche 
Grenze für die Genehmigung und regelt die 
Voraussetzungen für ihren Widerruf. Mit 
dem Ablauf der Frist oder dem Widerruf der 
Genehmigung wird die Vereinbarung un- 
wirksam. Für die Unrcchtsfolgen im Falle der 
Nichtbeachtung der Unwirksamkeit gilt 
gleichfalls § 35. 

Zu §§ 3, 4: 

Für den Fall von Notständen in der Binnen- 
schiffahrt Ist eine behördliche Verteilung des 
Fracht- und Schleppgutes vorgesehen. Damit 
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wird ein Zustand wiederhergestellt, der seit 
dem Jahre 1931 bestanden hatte. In der da- 
maligen Zeit wirtschaftlicher Erschütterungen 
hatte es sich als unerläßlich herausgestellt, zur 
Erhaltung der Binnenflotte die Möglichkeit 
einer staatlichen Verteilung des Fracht- und 
Schleppgutes zu schaffen. Entsprechende Be- 
stimmungen waren im dritten Teil der An- 
passungsverordnung vom 23. Dezember 1931 
(RGBl. I S. 779) enthalten und wurden später 
nahezu wörtlich in das Notlagegesetz über- 
nommen. Unter Berücksichtigung der Erfah- 
rungen, die insbesondere in der Zeit nach 
1945 gemacht wurden, sind derartige Be- 
stimmungen zur Sicherung einer leistungs- 
fähigen Binnenschiffahrt auch heute als er- 
forderlich anzusehen. 

Inhalt der nach § 3 Abs. 1 vom Bundes- 
minister für Verkehr oder von den von ihm 
ermächtigten Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tionen erlassenen Rechtsverordnungen ist die 
Verteilung des Fracht- und Schleppgutes, 
die nach Quoten, Festmengen oder auch 
durch Zuweisung der Beschäftigung Im Rei- 
henfolgesystem vorgenommen werden kann. 
Der Zweck der Verordnungen muß darin 
liegen, den Eintritt drohender Notstände in 
der Binnenschiffahrt zu vermeiden oder be- 
reits eingetretene zu beseitigen. Das Ausmaß 
der Verordnungen beschränkt sich auf Be- 
förderungen, die zum mindesten strecken- 
weise auf Bundeswasserstraßen erfolgen. Die 
Hafenschiffahrt ist durch § 3 Abs. 3 ebenso 
wie in § 1 Abs. 1 ausgenommen. 

Als Selbstvcrwaltungseinrichtungen der Bin- 
nenschiffahrt bestehen Schiffahrtstellen und 
Transportzentralen. Die Mitwirkung dieser 
Einrichtungen wird in § 3 Abs. 2 vorgesehen. 
In § 4 sind diejenigen Fälle aufgeführt, die 
Anlaß für ein behördliches Eingreifen geben 
können. 

Zu § 5: 

Nach Abs. 1 wird die Werkschiffahrt, deren 
Begriff festgclegt wird, von der behördlidien 
Verteilung des Eracht- und Schleppgutes nicht 
betroffen. Überschreitet jedoch der Schiff- 
fahrtsbetrieb die Grenzen der Werkschiff- 
fahrt durch gewerbliche Güterbeförderung, 
so muß er sich nach Abs. 2 für seinen ge- 
samten Umfang den Bindungen unterwerfen, 
die nadi diesem Gesetz für das Schiffahrts- 
gewerbe gelten. Diese Regelung ist für die 
Binnenschiffahrt aus den gleldien Gründen 
notwendig, die im Straßenverkehr schon im 
fünften Teil der Dritten Verordnung des 


Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirt- 
schaft und Finanzen vom 6. Oktober 1931 
(RGBl. I S. 537, 558) nebst Durchführungs- 
bestimmungen vom 9. Oktober 1931 
(RGBl. I S. 572) zu einer scharfen Trennung 
zwischen Werkverkehr und gewerblicher 
Güterbeförderung geführt hatten. 

Das Betreiben der Schiffahrt zu gewerblichen 
Zwecken setzt Handlungen von einer ge- 
wissen Regelmäßigkeit und Dauer voraus, 
so daß bei einer gelegentlichen gewerblichen 
Beförderungsleistung Abs. 2 nicht anwendbar 
ist. 

Zu § 6; 

Abs. 1 regelt die örtliche Zuständigkeit der 
Wasser- und Schiffahrtsdirektionen. Abs. 2 
ermöglicht es dem Bundesminister für Ver- 
kehr, bestimmte Wasser- und Schiffahrts- 
direktionen mit den Aufgaben nach den §§ 1 
und 3 zu betrauen. 

Zu § 7: 

Die Beschwerdemöglichkeit soll sicher stellen, 
daß die Entscheidung der Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektionen durch den Bundesminister 
für Verkehr nicht nur unter dem Gesichts- 
punkt der Rechtsmäßigkeit, sondern auch 
unter dem der Zweckmäßigkeit überprüft 
werden kann. Dadurch wird in vielen Fällen 
die Beschreitung des Verwaltungsrechtsweges, 
in dem nur die Rechtsmäßigkeit überprüft 
werden kann, in der Praxis vermieden 
werden. 

Zu §§ 8, 9, 10; 

Zum Unterschied von der früheren Rege- 
lung sollen bei dem Erlaß von Rechtsverord- 
nungen nach § 3 Abs. 1 das Schiffahrtsge- 
werbe und die Gewerkschaften beteiligt 
werden, und zwar vom Bundesminister für 
Verkehr durch unmittelbare Anhörung, von 
den Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
über den Beirat. Falls mindestens 6 Mitglieder 
des Beirats dem Erlaß der Verordnung durch 
die Wasser- und Schiffahrtsdirektion wider- 
sprechen, entscheidet der Bundesminister für 
Verkehr — auch In diesem Falle nach An- 
hörung der Schiffahrtverbände und der Ge- 
werkschaften — , ob die Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion aus Gründen einer über- 
geordneten Verkehrspolitik die Verordnung 
trotzdem erlassen soll. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Schifferbetriebsverbände 

Der zweite Abschnitt faßt die Bestimmungen 
über die im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
bestehenden öffentlich-rechtlichen Verbände 
der Privatschiffer — die Schifferbetriebs- 
verbände — zusammen. 

Eine erste gesetzliche Grundlage für den Zu- 
sammenschluß von Binnenschiffern wurde 
durch die Bekanntmachung des Bundesrates 
über die Errichtung von Betriebsverbänden 
in der Binnenschiffahrt vom 18. August 1917 
(RGBl. S. 270) geschaffen. An die Stelle dieser 
Bekanntmachung trat das Gesetz betreffend 
die Errichtung von Kleinschifferverbänden 
vom 19. Mai 1922 (RGBl. II S. 129), das die 
Auflösung der bestehenden Betriebsverbändc 
oder ihre Umwandlung in Öffentlich-recht- 
liche Kleinschifferverbände ermöglichte. Die 
auf Grund dieses Gesetzes errichteten Klein- 
schifferverbände sind in vieler Hinsicht die 
Vorläufer der jetzt bestehenden Schiffer- 
betriebsverbände. 

Der dritte Teil der Anpassungsverordnung 
von 1931 und das Notlagegesetz enthielten 
die Ermächtigungen zum Zusammenschluß 
der Privatschiffer zu öffentlich-rechtlichen 
Verbänden. Die Einzelheiten über die Or- 
ganisation und die Aufgaben waren geregelt 
in der 

10., 11., 12. und 13. DVO, jeweils vom 

15. September 
1934 

(Deutscher 
Reichs- und 
Preußischer 
Staatsanzeiger 
Nr. 219), 

25. DVO vom 9. Ok- 

tober 1937 
(Deutscher 
Reichs- und 
Preußischer 
Staatsanzeiger 
Nr. 241) und 

31. DVO vom 3. Sep- 

tember 1939 
(Deutscher 
Reichs- und 
Preußischer 
Staatsanzeiger 
Nr. 206). 


Zu §§ 11, 12: 

Nach § 1 Buchst, a) des Notlagegesetzes und 
§ 1 der 10., 11. und 12. DVO sind die 
heutigen Schifferbetriebsverbände Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts mit gesetz- 
lich begründeter Mitgliedschaft. Langjährige 
Erfahrungen in der Binnenschiffahrt haben 
erwiesen, daß überall dort, wo ein genossen- 
schaftlicher Zusammenschluß der Privat- 
schiffer nicht erfolgt ist, ein gesetzlicher Zu- 
sammenschluß notwendig ist, um eine ver- 
kehrswirtschaftlich richtige Verteilung von 
Fracht- und Schleppgut und eine Stabilisie- 
rung der Frachten durchführen zu können. 
Das Gesetz hält daher an dem bisherigen 
Rechtscharakter der Verbände fest. Im Ge- 
gensatz zu früher entscheiden jedoch die Ver- 
bände nach demokratischen Grundsätzen 
selbst in weitestem Umfange über ihre Ver- 
fassung und Verwaltung, während sich die 
Behörden der Wasser- und Schiffahrtsver- 
waltung im wesentlichen auf die Aufsicht und 
Entscheidung etwaiger Beschwerden der Mit- 
glieder beschränken. Der gesetzliche Zu- 
sammenschluß der Schiffer nach deutschem 
Beispiel wird gegenwärtig auch in den Nieder- 
landen erwogen. 

Zu § 13: 

Anknüpfend an die im Binnenschiffahrts- 
gesetz (BSchG) erläuterten Begriffe des 
Schiffseigners und Ausrüsters faßt die Vor- 
schrift § 2 der 10., 11. und 12. DVO neu, 
ohne den Kreis der Mitglieder der Schiffer- 
betriebsverbände sachlich zu ändern. An 
Stelle des Wohnsitzes des Schiffahrttreibenden 
ist nunmehr der Heimatort des Schiffes im 
Sinne des § 6 BSchG für die Zugehörigkeit 
zum Schifferbetriebsverband maßgeblich. 

Zu § 14: 

Die in Abs. 1 bestimmte Ausnahme von der 
Mitgliedschaft entspricht der Regelung in § 2 
der 11. DVO. 

Da der öffentlich-rechtliche Charakter des 
Verbandes ein zeitweises Ausscheiden von 
Mitgliedern verbietet, schränkt Abs. 2 die 
Rechte und Pflichten aus der Mitgliedschaft 
für bestimmte Gruppen von Mitgliedern 
ein, solange die dort genannten Vorausset- 
zungen gegeben sind. Es besteht keine Not- 
wendigkeit, den Beschlüssen und Verfü- 
gungen des Verbandes (§ 18 Abs. 1) die- 
jenigen Mitglieder zu unterwerfen, die Fracht- 
oder Schleppgut in einem zur wirtschaftlichen 
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Sicherung ihres Schiffahrtsunternehmens 
ausreichenden Umfang auf Grund langfristi- 
dcr vertraglidier Bindungen erhalten. An- 
dererseits hat die Befreiung von den aus 
solchen Anordnungen erwachsenden Pflichten 
das Ruhen gewisser Rechte dieser Mitglieder 
zur Folge. 

Zu § 15: 

Die Satzung wurde früher vom Reichsver- 
kehrsministcr erlassen (13., 25. und 31. DVO; 
Bekanntmachung der Satzung im RVkBl. A 
1937 S. 208), Nach Abs. 1 beschließt der 
Verband nunmehr selbst seine Satzung, die 
lediglich von der Aufsichtsbehörde zu geneh- 
migen und vom Bundesminister für Wrkehr 
zu veröffentlichen ist. 

Abs. 2 legt die Mindestforderungen fest, die 
im öffentlichen Interesse an den Inhalt der 
Satzung zu stellen sind. 

Zu § 16: 

Die Befugnisse der Aufsichtsbehörde gegen- 
über dem Verbände ergeben sich aus dem 
allgemeinen Verwaltungsrccht. Die Vorschrift 
nennt Icdiglidi zwei aus dem Aufsichtsrcclit 
fließende Befugnisse der Behörde. 

Zu § 17: 

Die Vorschrift entspricht § 4 des Notlage- 
gesetzes. Einzelheiten, die bisher in der 
3. DVO vom 19. Juli 1933 (Deutscher Reichs- 
und Preußischer Staatsanzeiger Nr. 167) ge- 
regelt waren, brauchen im Hinblick auf die 
Verweisung auf die Reichsabgabenordnung 
nicht mehr erwähnt zu werden. 

Zu § 18: 

Abs. 1 Nr. 1 ermächtigt den Verband, wie 
bereits in § 2 der 25. DVO und § 3 der 
darauf beruhenden Satzung vorgesehen, Ver- 
träge mit anderen Schiffahrttreibenden und 
ihren Verbänden abzuschließen. Um eine 
verkehrswirtschaftlich zweckmäßige Aus- 
nutzung des Schiffsraumes und der Schlepp- 
kraft der Partikulierflotte zu gewährleisten, 
hat der Verband nach Nr. 2 die Befugnis, das 
von den Reedern oder Schiffahrtsspediteuren 
anfallende Fracht- und Schleppgut zu ver- 
teilen und die in Nr. 3 vorgesehenen Ver- 
fügungen zu treffen. Auch Maßnahmen, die 
die ordnungsgemäße Verteilung nach Abs. 1 
Nr. 2 vorbereiten oder sicherstellen sollen, 
wie z. B. die bisherigen Meldestellenord- 


nungen, kann der Verband auf Grund 
dieser Vorschrift mit allgemeiner Wirkung 
für seine Mitglieder beschließen. 

Die in Abs. 1 Nr. 3 enthaltene Ermächti- 
gung zur Ersatzvornahme muß dem Ver- 
bände erteilt werden, da er im Hinblick auf 
seine Vereinbarungen mit den Reedern diesen 
gegenüber die Verpflichtung hat, für ord- 
nungsgemäße Durchführung der seinen Mit- 
gliedern übertragenen Transporte zu sorgen. 
Durch den letzten Satzteil ist die ErmäAti- 
gung gegenüber dem bisherigen Rechtszustand 
(§ 3 Abs, 1 der 31. DVO) eingeschränkt, 

Abs. 2 übernimmt inhaltlich das bisher in 
§ 3 Abs. 2 der Satzung ausgesprochene Ver- 
bot. 

Wegen der Bedeutung der Beschlüsse des 
Verbandes nach Abs. 1 Nr. 2 Ist in Abs. 3 
die Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde 
vorgesehen. 

Zu § 19: 

Das Beschwerderecht entspricht § 7 der 10., 

11. und 12. DVO in der Fassung von § 1 
Nr. 2 der 25. DVO. Die durch § 3 Abs. 3 
der 31. DVO eingeführten Beschränkungen 
sind beseitigt. Das Verfahren ist ähnlich dem 
des § 7 Abs. 1. 

Zu § 20: 

Abs. 1 entspricht §10 der 10., §8 der 11. und 

12. DVO. Abs. 2 erklärt die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches über die Abwick- 
lung von Vereinen für entsprechend an- 
wendbar. 

DRITTER ABSCHNITT 
Frachtenbildung 

Eine wesentliche Voraussetzung für die Ord- 
nung innerhalb der Binnenschiffahrt ist die 
Regelung der Entgelte, insbesondere der 
Frachten. Die ersten gesetzlichen Maßnahmen 
auf diesem Gebiet wurden in der Anpassungs- 
verordnung von 1931 getroffen. Durch die 
auf sie gestützten Verordnungen des Reichs- 
vcrkehrsmlnlsters vom 23. März und 26. Au- 
gust 1932 (RVkBl. S. 58 und 145) wurden 
Frachtenausschüsse in der Binnenschiffahrt 
errichtet, deren Beschlüsse zu ihrer Wirk- 
samkeit der Bestätigung der Aufsichtsbe- 
hörde, der Jeweils zuständigen Behörde der 
damaligen Wasserstraßenverwaltung, bedurf- 
ten. Nach § 7 Abs. 2 der vom Reichskom- 
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missar für die Preisbildung und dem Reichs- 
verkehrsminister gemeinsam erlassenen Ver- 
ordnung über die Frachtenbildung in der 
Binnenschiffahrt vom 3. Oktober 1941 
(RGBl. I S. 622) mit dem gemeinsamen Rund- 
erlaß vom gleichen Tage (Mitteilungsblatt des 
Reidiskommissars für die Preisbildung I 
S. 588) waren die Frachtenausschußbeschlüsse 
unter Beteiligung der Aufsichtsbehörde so- 
dann von Preisbildungsstellen zu bestätigen. 
In Fällen von allgemeiner und grundsätz- 
lich er Bedeutung bestätigte der Reichskom- 
missar für die Preisbildung die Beschlüsse der 
Frachtenausschüsse im Einvernehmen mit 
dem Reichsverkehrsminister. Dieser Zustand, 
den § 7 Abs. 2 der 36. DVO vom 20. Mai 
1943 (Deutscher Reichs- und Preußischer 
Staatsanzeiger Nr. 118) beibehalten hat, be- 
steht — den jetzigen staatsrechtlichen Ver- 
hältnissen angepaßt — noch heute. Nach dem 
vorliegenden Gesetz genehmigt der Bundes- 
minister für Verkehr im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft die von 
den Frachtenausschüssen festgesetzten Ent- 
gelte (§ 28) und erläßt die genehmigten Be- 
schlüsse der Frachtenausschüsse als Rechtsver- 
ordnungen (§ 29). 

Zu § 21: 

Der sachliche Umfang der Festsetzungsbefug- 
nis der Frachtenausschüsse entspricht § 7 
Abs. 1 der 36. DVO. Maklerentgelte und 
Spediteurprovisionen sind nicht mehr be- 
sonders erwähnt, da sie „Vergütungen für 
sonstige mit der Schiffsbeförderung unmittel- 
bar zusammenhängende Nebenleistungen*^ 
darstellen. Das gleiche gilt für die ebenfalls 
nicht mehr erwähnten Vergütungen für die 
Einlagerung von Gütern in Binnenschiffen, 
sofern die Einlagerung an eine Beförderungs- 
leistung unmittelbar anschließt. Das Einlagern 
von Gütern in Binnenschiffen als selbständige 
Leistung mit Einschluß einer etwaigen ge- 
ringen Ortsveränderung des Schiffes fällt 
dagegen nicht unter den Begriff der Ver- 
kehrsleistungen. 

Tn räumlicher Flinsicht ist regelmäßig die 
Tätigkeit der Frachtenausschüsse auf die 
Bundeswasserstraßen beschränkt. Falls jedoch 
der Anfangs- oder Endpunkt einer Beförde- 
rung auf einer Bundeswasserstraße unmittel- 
bar anschließt, ist der Frachtenausschuß im 
Interesse einer einheitlichen Tarifpolitik für 
die Gesamtstrecke zuständig. 

Die Möglichkeit der Einschränkung des Fest- 
preischarakters der Frachten gibt dem Bundes- 


minister für Verkehr die Handhabe, je nach 
Marktlage die Festfrachten aufzulockern und 
an deren Stelle entweder zum Schutz der 
Verlader Höchstentgelte und zum Schutz 
der Binnenschiffahrt Mindestentgelte oder 
eines von beiden zuzulassen. Mit Rücksicht 
auf die Bedeutung einer solchen Maßnahme 
hat der Bundesminister für Verkehr das Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft herzustellen. 

Zu § 22: 

Die Vorschrift entspricht den §§ 1 und 2 der 
36. DVO. 

Zu § 23: 

Abs. 1 entspricht dem bisherigen Rechtszu- 
stand (§ 3 Abs. 1 Satz 1 der 36. DVO). Die 
Herausnahme der Tarife der Fahrgastschiff- 
fahrt, des Bundesschleppbetriebes und der 
Schlepplöhne auf dem Elbe-Lübeck-Kanal in 
Abs. 2 stellt einen seit langem bestehenden 
Zustand gesetzlich klar. 

Zu § 24: 

Die Vorsdirift ändert § 4 der 36. DVO ent- 
sprechend dem jetzigen Rechtszustand, wobei 
die Bestimmung der Aufsidatsbehörden dem 
Bundesminister für Verkehr überlassen wird. 
Die Vertretung der Aufsichtsbehörde im 
Frachtenausschuß entspricht der jetzigen 
Übung. 

Zu § 25: 

Die Frachtenausschüsse sind seit ihrer Ein- 
richtung mit der gleichen Zahl von Vertretern 
der Sdiiffahrt und der Wirtschaft besetzt. 
Dieser Zustand wird nunmehr gesetzlich fest- 
gelegt. An die Stelle der bisherigen Bezeich- 
nung „Verlader und Spediteure" (§ 5 der 
36. DVO) tritt der üblich gewordene Begriff 
der „verladenden Wirtsdiaft", als deren Ver- 
treter sowohl Versender als auch Spediteure 
berufen werden können. 

Nach Abs. 2 sind nur noch die Mitglieder des 
Frachtenausschusses und ihre Stellvertreter 
von der Aufsichtsbehörde zu berufen, wobei 
den beteiligten Verbänden und Kammern, 
die bereits nach der bisherigen Übung gehört 
werden, das Vorschlagsrecht zusteht. Durch 
seine Geschäftsordnung bestimmt der Frach- 
tenausschuß auch die Voraussetzungen für 
ein vorzeitiges Abberufen von Mitgliedern 
oder Stellvertretern. Die Bestellung des Vor- 
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sitzenden wird in Abs. 3 entgegen der Rege- 
lung in § 5 Abs. 2 der 36. DVO dem Frach- 
tenausschuß selbst überlassen. 

Zu § 26: 

Abs. 1 entspricht wörtlich § 6 der 36. DVO. 
Schiffahrtspediteure sind bisher infolge der 
Eigenart ihres Gewerbes weder als Vertreter 
der Schiffahrt noch der verladenden Wirt- 
schaft in die Frachtenausschüsse als Mit- 
glieder berufen worden. Die Vorschrift des 
Abs. 2 ermöglicht ihre Mitarbeit in den 
Frachtenausschüssen und entspricht einer am 
Rhein bereits bestehenden Übung. 

Zu § 27: 

Die Praxis der Frachtenausschüsse hat die in 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 genannten Unterausschüsse 
entwickelt, die das Festsetzungsverfahren 
vereinfachen und beschleunigen sollen. Die 
Unterausschüsse erhalten nunmehr eine ge- 
setzliche Grundlage. Um einer Zersplitterung 
vorzubeugen, wird ihre Bildung von der Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörde abhängig 
gemacht. 

Frachtenkommisionen für Tagesgeschäfte be- 
stehen bereits in allen Stromgebieten. Sie 
sollen bei neu auftretenden Transporten in 
einem schnellen Verfahren gemäß Abs. 2 vor- 
läufige Entgelte festsetzen. Ihre Beschlüsse 
erhalten nidit den Charakter von Rechtsver- 
ordnungen nach § 29. 

Bezirksausschüsse sollen gebildet werden 
können, wenn ein Bedürfnis zu ihrer Er- 
richtung im Interesse der Frachtenbildung 
für einen engeren Bezirk besteht. Mehrere 
Frachtenausschüsse können gemeinsame Aus- 
schüsse bilden, die sich über den Bereich 
eines einzelnen Frachtenausschusses hinaus er- 
strecken, Hierdurch kann der Frachtenaus- 
schuß, von dessen Bereich der Verkehr aus- 
geht, den Frachtenausschuß beteiligen, in 
dessen Bereich der Verkehr endet oder durch 
dessen Bereich der Verkehr hindurchführt. 
Falls Bezirksausschüssen und gemeinsamen 
Ausschüssen selbständige Festsetzungsbefug- 
nisse übertragen werden (ermächtigte Unter- 
ausschüsse), gelten nach Abs. 3 hinsichtlich 
der staatlichen Aufsicht und der Zusammen- 
setzung die gleichen Vorschriften wie für die 
Frachtenausschüsse selbst. Da den Bezirksaus- 
schüssen audi andere Mitglieder als den Frach- 
tenausschüssen angehören können, erfolgt 
ferner In diesem Falle deren Berufung und 


Abberufung nach den gleichen Grundsätzen 
wie bei den Frachtenausschüssen. Im Hinblick 
auf die dreijährige Amtsdauer der Mitglieder 
der Frachtenausschüsse ist die Möglichkeit 
vorgesehen, die Amtsdauer der Mitglieder der 
Bezirksausschüsse, die nicht bereits dem 
Frachtenausschuß angehören, zum gleichen 
Zeitpunkt enden zu lassen, In dem auch die 
Amtsdauer der Mitglieder der Frachtenaus- 
schüsse endet. 

Fachausschüsse sollen auf Grund besonderer 
Sachkunde die Beschlüsse des Frachtenaus- 
schusses über Beförderungsentgelte für be- 
stimmte Gütergruppen vorbereiten. Da Ihnen 
gemäß Abs. 4 selbständige Festsetzungsbefug- 
nisse nicht übertragen werden können, ist 
ihre Zusammensetzung der Geschäftsord- 
nung des Frachtenausschusses überlassen. 

Zu §§ 28, 29: 

Um den Beschlüssen der Frachtenaussdiüsse 
und der ermächtigten Unterausschüsse recht- 
liche Wirksamkeit zu verleihen. Ist vorge- 
sehen, daß sie nach behördlicher Genehmi- 
gung vom Bundesminister für Verkehr als 
Rechtsverodnungen erlassen werden. 

Nach § 28 Abs. 1 erteilt der Bundesminister 
für Verkehr die Genehmigung im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft. In geeigneten Fällen wird der Bundes- 
minister für Verkehr von der Übertragungs- 
möglichkeit nach § 28 Abs, 2 Gebrauch 
machen, wobei die Befugnisse des Bundes- 
ministers für Wirtschaft gemäß Abs. 2 Satz 2 
gewahrt bleiben. 

Die Befugnis nach § 29 Abs. 2, Rechtsverord- 
nungen nach Abs. 1 ohne Beteiligung der 
Frachtenausschüsse oder der ermächtigten 
Unterausschüsse aufzuheben, muß dem Bun- 
desminister für Verkehr aus Gründen einer 
übergeordneten Verkehrspolitik Vorbehalten 
bleiben, um Insbesondere die Bedürfnisse der 
Verkehrsträger aufeinander abstimmen zu 
können. Die Beteiligung des Bundesministers 
für Wirtschaft folgt aus § 28. 

Zu § 30: 

Die Bestimmung Ist einmal aus den zu § 29 
Abs. 2 genannten Gründen notwendig, so- 
dann aber auch, um die Festsetzung eines 
Entgelts In den Fällen zu sichern. In denen 
ein Beschluß des Frachtenausschusses oder 
eines ermächtigten Unterausschusses nicht zu- 
stande kommt. 
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Zu § 31: 

Die Vorschrift stellt im Hinblick auf §§ 134 
und 139 BGB klar, daß bei Rechtsgeschäften, 
die gegen festgesetzte Entgelte verstoßen, 
nicht der Gesamtvertrag, sondern nur das 
vereinbarte Entgelt nichtig ist, an dessen 
Stelle das festgesetzte Entgelt tritt. 

VIERTER ABSCHNITT 
Frachtenausgleich 

Zu § 32: 

Bei preisgebundenen Gütern kann der Bun- 
desminister für Wirtschaft auf Grund des 
jetzt geltenden Preisgesetzes zur Sicherung 
einheitlicher Preise in verschiedenen Gebieten 
einen Frachtenausgleich anordnen. Im Zuge 
der fortschreitenden Preisfreigabe wird die 
Anordnungsbefugnis möglicherweise ein- 
geschränkt werden oder sogar entfallen. Es 
liegt aber im Interesse sowohl der Binnen- 
schiffahrt als auch der Verlader, daß die Mög- 
lichkeit zur Durchführung von Frachtenaus- 
gleichen erhalten bleibt, und zwar unabhängig 
davon, ob es sich um preisgebundene oder 
nicht preisgebundene Güter handelt. Die Vor- 
schrift schafft daher die Rechtsgrundlage für 
Frachtenausgleichsverfahren Innerhalb der 
Binnenschiffahrt oder zwischen Schiffahrt- 
treibenden und Frachtschuldnern. 

Den Verbänden der beteiligten Schiffahrt, zu 
denen auch die Küstenschiffahrt gehören 
kann, und der Deutschen Bundesbahn steht 
ein Anhörungsrecht zu. Die Anordnung selbst 
ergeht durch Rechtsverordnung des Bundes- 
ministers für Verkehr Im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Mitwirkung der Länder 

Zu § 33: 

Die Vorschrift zählt in Abs. 1 die Maß- 
nahmen auf, bei denen die Länder im Rah- 
men des Gesetzes mitwirken. Die obersten 
Landesverkehrsbehörden haben gemäß Abs. 2 
das gleiche Recht auf Teilnahme an den Sit- 
zungen der Frachtenausschüsse und der er- 
mächtigten Unterausschüsse wie die Auf- 
sichtsbehörden gemäß den §§ 24 Abs. 2, 27 
Abs. 1. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Ahndung von Zuwiderhandlungen 
Zu §§ 34, 35, 36, 37: 

Verstöße gegen Verordnungen nach den 
§§ 29, 30 haben den Charakter von Preis- 
verstößen und werden demgemäß als Zu- 
widerhandlungen nach § 18 des Wirtschafts- 
strafgesetzes behandelt, sind also entweder 
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten. Da- 
gegen bilden die Tatbestände des § 35 — Er- 
schleichung einer Genehmigung oder Nicht- 
beachtung der Unwirksamkeit einer Verein- 
barung nach § 1, Verstöße gegen behördliche 
Verordnungen nach § 3 oder gegen Beschlüsse 
oder Verfügungen eines Schifferbetriebsver- 
bandes nach § 1 8 — lediglich Ordnungs - 
Widrigkeiten und werden ausschließlich mit 
Geldbuße geahndet. § 36 läßt das Unter- 
werfungsverfahren bei Ordnungswidrigkelten 
zu. § 37 Abs. 1 bestimmt die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen als die sachlich zu- 
ständigen Verwaltungsbehörden bei Zu- 
widerhandlungen und schafft die Möglichkeit, 
die ihnen hieraus erwachsenden Aufgaben bei 
einer Direktion für den Bezirk mehrerer 
Direktionen zusammenzufassen. § 37 Abs. 2 
verpflichtet die Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion, welche den Bußgeldbescheid erläßt 
oder die Einleitung eines Strafverfahrens be- 
antragt, zur Benachrichtigung derjenigen Be- 
hörde, welche die Verordnung nach § 3 er- 
lassen hat oder die Aufsicht über den Schiffcr- 
betrlebsverband oder den Frachtenausschuß 
führt, dessen Beschluß oder Verfügung dem 
Verfahren zugrunde Hegt. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 
Zu §§ 38, 39: 

Die Bestimmungen sind notwendig, um eine 
Neubildung der Schifferbetriebsverbände und 
Frachtenausschüsse auf Grund dieses Gesetzes 
zu vermeiden. Durch die Aufzählung der z.Z. 
im Bereich dieses Gesetzes bestehenden 
Frachtenausschüsse (§ 38) wird die inzwischen 
erfolgte Errichtung eines Frachtenausschusses 
in Bremen und die Auflösung des Frachten- 
ausschusses in Lübeck (§ 2 der 36. DVO) ge- 
setzlich gebilligt. 
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Zu § 41: 

Abs. 1 nimmt den Schiffsverkehr über eine 
ausländische Grenze von diesem Gesetz aus, 
um die Verteilungsvereinbarungen und Ent- 
gelte in diesem Verkehr freizügiger zu ge- 
stalten, da die ausländische Schiffahrt im 
grenzüberschreitenden Verkehr ohnehin den 
Bestimmungen dieses Gesetzes nicht unter- 
worfen werden kann. Die Privatschiffer 
müssen jedoch auch im grenzüberschreitenden 
Verkehr den Beschlüssen und Verfügungen 
der Schifferbetriebsverbände unterworfen 
bleiben, ebenso wie es auch bei Anordnung 
eines Frachtenausgleichs möglich sein muß, die 
deutschen Schiffahrttreibenden heranzu- 
ziehen. 

Abs. 2 ist im Hinblick auf die Mannheimer 
Akte aufgenommen. 

Zu § 42: 

Binnengewässer werden nicht nur auf den 
Verbindungswegen der Seehäfen mit dem 
offenen Meere, sondern vielfach bis tief in 
cias Binnenland hinein von Seeschiffen, ins- 
besondere Küstenmotorschiffen befahren. Die 
Vorschrift beschränkt die Anwendung des 
Gesetzes auf den reinen Binnenverkehr der 
Seeschiffe bis zur Grenze der Binnengewässer 
mit dem Meere, die etwa in der Linie der 
Seeküste verläuft. Zwischen einer Reihe deut- 
scher Häfen kann ein Schiffsverkehr sowohl 
auf dem reinen Binnenwasserwege als auch 
auf dem Wege über Binnengewässer und das 
offene Meer stattfinden (sogenannter Huf- 
eisenverkehr, z. B. Duisburg-Rheinmündung- 
Nordsee-Hamburg). Für den zweiten Fall, in 


welchem das Gesetz nach Satz 1 nicht anzu- 
wenden ist, ermächtigt Satz 2 den Bundes- 
minister für Verkehr, die Entgelte durch 
Rechtsverordnung den verkehrspolitischen 
Erfordernissen anzupassen. 

Zu § 43: 

Auf Grund einer Berliner Verordnung be- 
steht bereits ein Frachtenausschuß für West- 
Berlin, der lediglich eine neue Rechtsgrund- 
lage in dem Zeitpunkt erhält, in dem dieses 
Gesetz in Berlin eingeführt wird. 

Zu § 44: 

Der dritte Teil der Anpassungsverordnung 
von 1931 ermächtigte im letzten Absatz die 
Reichsregierung, zu bestimmen, daß das Ge- 
setz betreffend die Errichtung von Klein- 
schlfferverbänden ganz oder teilweise nicht 
mehr anzuwenden ist. Obwohl die Reichs- 
regierung von dieser Ermächtigung keinen 
Gebrauch gemacht hat, ist das Gesetz seither 
nicht mehr angewandt worden und wird 
nunmehr auch förmlich beseitigt. 

Das Notlagegesetz mit seinen noch geltenden 
Durchführungsverordnungen kann aufgeho- 
ben werden, da das vorliegende Gesetz das 
Sachgebiet erschöpfend regelt. Aufrecht er- 
halten bleiben lediglich die 26. und 28. DVO, 
die für das Land Hamburg weiterhin von 
Bedeutung sind. 

Die Verordnung über die Frachtenbildung ln 
der Binnenschiffahrt kann aufgehoben wer- 
den, da das Verfahren durch dieses Gesetz 
neu geregelt wird. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 

zum 

Entwurf eines Gesetzes über den gewerblichen Binnenschiffsverkehr 


1. § 3 In Abs. 2 werden zwecks Berichti- 
gung die Worte „nach den Absätzen 1 
und 2“ ersetzt durch die Worte „nach 
Absatz 1“. 

2. § 4 In Nr. 1 werden zur Angleichung 
an die Fassung des § 43 die Worte „des 
Bundesgebietes“ ersetzt durch die Worte 
„im Geltungsbereich dieses Gesetzes“. 

3. § 6 Folgender neuer Absatz 2 wird als 
Kollisionsnorm eingefügt; 

„Wird Im Falle des Absatzes 1 
Nr. 1 ein Antrag bei mehreren 
Wasser und Schiffahrtsdirektionen 
gestellt, so ist diejenige Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion zuständig, bei 
der ein Antrag zuerst gestellt wor- 
den Ist.“ 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

4. § 8 In Absatz 1 wird das Wort „hat“ 
durch das Wort „soll“ ersetzt und vor 
dem Wort „Gewerkschaften“ das Wort 
„beteiligten“ eingefügt. 

Begründung: 

Aus Zweckmäßigkeitsgründen soll die 
Vorschrift in eine Sollvorschrift umge- 
wandelt und der Kreis der Gewerk- 
schaften auf die „beteiligten“ einge- 
schränkt werden. 

5. § 9 Absatz 2 Nr. 2 erhält In Anpassung 

an die Änderung des § 8 folgende 

Fassung: 

„einem Vertreter aus dem Kreise 
der beteiligten Gewerkschaften“. 


6. § 14 Absatz 2 beginnt wie folgt: 

„Schiffseigner, die auf Grund der 
Mitgliedschaft zu einer reederei- 
mäßig arbeitenden Genossenschaft 
oder durch den Abschluß lang- 
fristiger Beschäftigungsverträge für 
ihre Betriebe die mit dem vorliegen- 
den Gesetz erstrebte Ordnung ge- 
währleisten, sind für die Dauer . . 

Begründung: 

Aus rechtlichen Gründen erscheint es 
notwendig, nicht auf die wirtschaftliche 
Existenz der Schiffseigner, sondern auf 
die Erfüllung öffentlicher Aufgaben als 
den Zweck des Verbandes abzustellen. 

7. § 21 erhält folgende Fassung: 

„Über die Entgelte für Verkehrs- 
leistungen der Schiffahrt und Flöße- 
rei auf Bundeswasserstraßen, im 
Falle einer durchgehenden Beförde- 
rung auch auf den mit diesen zu- 
sammenhängenden deutschen Was- 
serstraßen einschließlich der Häfen 
(Transportsätze, Schiffsanteilfrach- 
ten, Schlepplöhne, Schiffsmieten, 
Vergütungen für sonstige mit der 
Schiffsbeförderung unmittelbar zu- 
sammenhängende Nebenleistungen) 
beschließen die Frachtenausschüsse 
der Binnenschiffahrt. Die Festset- 
zung der Entgelte regelt sich nach 
§ 29.“ 

8. § 27 

a) Absatz 2 erhalt folgende Fassung: 

„Die Frachtenkommissionen 
für Tagesgeschäfte sind nach 
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11. § 31 

a) Die bisherige Fassung wird Absatz 1. 

b) Als Absatz 2 wird folgende Bestim- 
mung eingefügt: 

„Wird in Kenntnis des fest- 
gesetzten Entgelts ein von die- 
sem abweichendes vereinbart, so 
verfällt der Unterschiedsbetrag 
dem Bunde. Er ist von der ge- 
mäß § 37 zuständigen Wasser- 
und Schiffahrtsdirektion einzu- 
ziehen.“ 


Maßgabe der Geschäftsordnung 
befugt, Entgelte für Verkehrs- 
leistungen (§ 21) vorzuschlagen. 
Sie haben ihre Vorschläge un- 
verzüglich dem Frachtenausschuß 
zur Beschlußfassung vorzulegen. 
Bis zu ihrer Festsetzung nach 
§ 29 gelten die Vorschläge als 
Richtsätze.“ 

b) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„Die Bezirksausschüsse und ge- 
meinsamen Ausschüsse können 
nach Maßgabe der Geschäftsord- 
nung über Entgelte für Ver- 
kehrsleistungen selbständig be- 
schließen (ermächtigte Unteraus- 
schüsse). 


c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„Die Fachausschüsse können 
über Entgelte für Verkehrs- 
leistungen nicht beschließen.“ 

9. § 28 entfällt. 

10. § 29 erhält folgende Fassung: 

„Der Bundesminister für Ver- 
kehr setzt im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft 
unter Berücksichtigung der Be- 
schlüsse der Frachtenausschüsse und 
der ermächtigten Unterausschüsse 
die Entgelte für Verkehrsleistungen 
durch Rechtsverordnung fest. Sie 
sind Festentgelte, soweit nicht der 
Bundesminister für Verkehr im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft FiÖchst- oder Min- 
destentgelte oder beides durch 
Rechtsverordnung zuläßt.“ 

Begründungzu§§21 bis29: 

Die im Entwurf vorgesehene Festsetzung 
der Entgelte läßt sich mit den zwingen- 
den Bestimmungen des Artikels 80 Ab- 
satz 1 des Grundgesetzes nicht verein- 
baren. Sie müssen mit dem Ziel geändert 
werden, das Verordnungrecht eindeutig, 
und durch keinerlei gesetzliche Bindun- 
gen eingeschränkt, dem Bundesminister 
für Verkehr zu übertragen. 


Begründung: 

Ähnlich wie in den Entwürfen zu einem 
Güterkraftverkehrsgesetz sollen jene 
Entgelte zu Gunsten der Staatskasse ein- 
gczogen werden, die von beiden Par- 
teien in Kenntnis der anderweit fest- 
gesetzten Entgelte vereinbart oder ge- 
leistet worden sind. 

12. Im Fünften Abschnitt „Mitwirkung der 
Länder“ wird folgender neuer § 32 a 
eingefügt: 

32 a 

Zur Fierstellung einer ständigen 
Fühlung zwischen dem Bund und 
den Ländern auf dem Gebiete der 
gewerblichen Binnenschiffahrt wird 
beim Bundesminister für Verkehr 
ein Ausschuß aus Vertretern der 
Länder gebildet, der mindestens 
einmal vierteljährlich vom Bundes- 
minister für Verkehr einberufen 
wird.“ 

Begründung: 

Die Bestimmung soll in Abweichung der 
Regierungsvorlage die Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Ländern auf die 
Dauer sichern. 

13. § 33 erhält aus redaktionellen Gründen 
folgende Fassung: 

„Anordnungen nach § 6 Abs. 3 
und Rechtsverordnungen nach den 
§§ 22, 32 erläßt der Bundesminister 
für Verkehr im Benehmen mit den 
obersten Verkehrsbehörden der je- 
weils beteiligten Länder. Diese sind 
befugt, Vertreter zu den Sitzungen 
der Frachtenausschüsse und der er- 
mächtigten Unterausschüsse zu ent- 
senden.“ 
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14. § 34 Anstelle der Worte „auf § 18 des 
Wirtsdiaftsstrafgesetzes" treten aus re- 
daktionellen Gründen die Worte „auf 
die Strafbestimmungen des Wirtschafts- 
Strafgesetzes." 

15. § 35 In Absatz 1 Nrn. 2 und 3 wird das 
Wort „vorsätzlich" jeweils als entbehr- 
lich gestrichen. 

16. § 39 Hinter Satz 1 wird folgender 
neuer Satz eingefügt: 

„Das gleiche gilt unter der Vor- 
aussetzung des § 43 Abs. 1 für den 
Frachtenausschuß Berlin." 

17. § 43 erhält folgende Fassung: 

„(1) Dieses Gesetz gilt in Berlin, 
sobald das Land Berlin gemäß Ar- 
tikel 87 Abs. 2 seiner Verfassung die 
Anwendung des Gesetzes beschlossen 
hat. 

(2) Unter der Voraussetzung des 
Absatz 1 gilt das Gesetz im Lande 
Berlin mit der Maßgabe, daß die 
den Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tionen zugewiesenen Aufgaben der 
Senator für Verkehr und Betriebe 
wahrnimmt." 


Begründung zu§§39und43: 

Die Bestimmungen sollen den beson- 
deren Verhältnissen des Landes Berlin 
angepaßt werden. 

18. § 44 Absatz 2 Nr. 2 erhält folgende 
Fassung: 

„das Gesetz zur Bekämpfung der 
Notlage der Binnenschiffahrt vom 
16. Juni 1933 (RGBl. II S. 317) 
nebst den zu seiner Durchführung 
ergangenen Verordnungen; jedoch 
bleibt die auf Grund der Sechsund- 
zwanzigsten und Achtundzwanzig- 
sten Durchführungsverordnung er- 
lassene hamburgische Verordnung 
über Entgelte der Hafenschiffahrt 
im Gebiet des Hafens Hamburg 
vom 11. Dezember 1951 (Hambur- 
gisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 225) unverändert," 

Begründung: 

Die Ergänzung hat zum Ziel, die be- 
stehende Ausnahmeregelung für Entgelte 
der Hafenschiffahrt im Gebiete des 
Hafens Hamburg aufrechtzuerhalten. 


20 



Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den 

Änderungsvorschlägen des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes 
über den gewerblichen Binnenschiffsverkehr 


Die Bundesregierung stimmt den Empfeh- 
lungen des Bundesrats zu Punkt 1 bis 7, 9, 
12 bis 14, 16 bis 18 zu und nimmt zu den 
übrigen Punkten wie folgt Stellung; 

Zu Punkt 8 (§ 27 des Entwurfs): 

Da nach den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrats zu den §§ 21, 29 die Frachtenaus- 
schüsse die Frachten nicht mehr festsetzen, 
sondern nur noch über diese beschließen, er- 
scheint cs nicht mehr notwendig, die Auf- 
gaben der Frachtenkommissloncn für Tages- 
gcschäfte und der Fachausschüsse gesetzlich zu 
regeln. Die Absätze 2 und 4 der vom Bundes- 
rat vorgeschlagencn Fassung können daher 
entfallen. Es kann der Geschäftsordnung der 
Frachtenausschüsse überlassen werden, die 
Aufgaben der Frachtenkommissloncn und 
der Unterausschüsse — soweit letztere nicht 
selbständig besdilicßcn — festzulcgen. Unter 
diesen Umständen wäre die Bundesregierung 
mit folgender Fassung einverstanden: 

4 27 

(1) Die Frachtenausschüsse können mit 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde 

1. Frachtenkommissionen für Tages- 
geschäfte, 

2. Bezirksausschüsse, 

3. gemeinsame Ausschüsse, 

4. Fachausschüsse 

bilden. Ihre Aufgaben bestimmt die Ge- 
schäftsordnung. Für die Ausschüsse zu 
Nr. 2 bis 4 gilt § 24 Abs. 2 entsprechend. 


(2) Die Bezirksausschüsse und ge- 
meinsamen Ausschüsse können nach 
Maßgabe der Geschäftsordnung über 
Entgelte für Verkehrsleistungen (§ 21) 
selbständig beschließen (ermäditigte 
Unterausschüsse). In diesem Falle sind 
die §§ 24 Abs. 1, 25 Abs. 1 entsprechend 
anzuwenden. Soweit die Mitglieder der 
Bezirksausschüsse nicht Mitglieder der 
Frachtenausschüsse sind, gilt ferner § 25 
Abs. 2 sinngemäß; sic können jedoch 
auch für eine kürzere Dauer als drei 
Jahre berufen werden. In die gemein- 
samen Ausschüsse können nur Mit- 
glieder der Frachtenaussdiüsse entsandt 
wcrden.‘‘ 

Zu Punkt 10 (§§ 29, 30 des Entwurfs): 

Die Änderungsvorschläge des Bundesrats zu 
§ 29 wirken sich auch auf § 30 aus. Dieser 
muß inhaltlich insoweit erhalten bleiben, als 
er die Festsetzung der Frachten auch für den 
Fall ermöglicht, daß ein Beschluß des 
Frachtenausschusscs oder ermächtigten Unter- 
ausschusses nicht zustande kommt. Da der 
übrige Inhalt des § 30 gegenstandslos gewor- 
den ist, wäre die Bundesregierung damit ein- 
verstanden, wenn § 30 gestrichen und § 29 
wie folgt gefaßt würde: 

4 29 

(1) Der Bundesminister für Verkehr 
setzt Im Einvernehmen mit dem Bundes- 
ministcr für Wirtschaft die Entgelte für 
Verkehrsleistungen durch Rcchtsvcrord- 
nung fest. Er hat hierbei die Beschlüsse 
der Frachtenausschüsse oder der ermäch- 
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tigten Unterausschüsse zu berücksichti- 
gen, es sei denn, daß ein Beschluß nicht 
zustande gekommen ist. 

(2) Die Entgelte sind Festenteelte, so- 
weit nicht der Bundesminister für Ver- 
kehr im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft Höchst- oder 
Mindestentgelte oder beides durch 
Rechtsverordnung zuläßt." 

Zu Punkt 11 (§ 31 des Entwurfs); 

Entsprechend der Absicht des Bundesrats 
sollen bei Verstößen die Unterschiedsbeträge 
zu den festgesetzten Entgelten nur dann zu 
Gunsten der Staatskasse eingezogen werden, 
wenn beide Vertragsparteien das festgesetzte 
Entgelt kannten. Um etwaige Mißverständ- 


nisse auszuschließen, die sich aus der vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Fassung des § 31 
Abs. 2 ergeben könnten, würde die Bundes- 
regierung folgende Fassung vorziehen: 

„(2) Vereinbaren die Vertragsparteien 
in Kenntnis des festgesetzten Entgelts 
ein von diesem abweichendes Entgelt, so 
ist der Unterschiedsbetrag an den Bund 
zu entrichten. Er ist von der gemäß § 37 
zuständigen Wasser- und Schiffahrts- 
direktion einzuziehen." 

Zu Punkt 15 (§ 35 des Entwurfs): 

Entsprechend der Absicht des Bundesrats 
muß es statt „Nr. 2 und 3" richtig heißen: 
„Nr. 1 und 2". 
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